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Die Leistungsfähigkeit umweltpolitischer Kooperationslösungen*

1 Einleitung

1.1 Konflikte um Umweltgemeinschaftsgüter

Umweltgüter sind Gemeinschaftsgüter: Die Umweltmedien Luft, Wasser, Boden, Atmo-
sphäre sind öffentliche Güter1, da das Ausschlußprinzip nicht oder nur mit sehr hohen Kosten
durchgesetzt werden kann und oftmals auch keine Rivalität des Konsums im strikten Sinne
gegeben ist. Infolge dieser Eigenschaften der Umweltmedien entstehen negative externe Ef-
fekte in Form der Überbelastung der Umweltmedien mit Schadstoffen. Verläßt man sich auf
die marktliche Steuerung, werden zu wenig öffentliche Güter und zu viele öffentliche Übel
produziert, in diesem Fall also ein Zuviel an Umweltverschmutzung und ein Zuwenig an
Umweltschutz. Dieses Marktversagen begründet den Rückgriff auf staatliche Steuerung: Um-
weltschutz wird im allgemeinen als Staatsaufgabe betrachtet. Tatsächlich erfolgt die Bereit-
stellung des öffentlichen Gutes „gesunde Umwelt“ denn auch meist durch die staatliche Re-
gulierung privater umweltbelastender Tätigkeit oder durch die direkte staatliche Produktion
von Umweltgütern. Die zentrale, staatlich-hierarchische Steuerung als Lösung der Umwelt-
probleme wird heute jedoch in zweierlei Hinsicht diskutiert. Zum einen hat sich gezeigt, daß
die private Bereitstellung öffentlicher Güter unter bestimmten Bedingungen durchaus möglich
ist. Auch Selbststeuerung der Betroffenen, beispielsweise durch Verhandlungen, ermöglicht
die erfolgreiche Problemlösung bei Gemeinschaftsgütern2. Zum anderen erscheint es nicht
gewährleistet, daß die staatliche Lösung tatsächlich die erwünschten Ergebnisse erbringt.
Nicht nur der Markt, auch Staat und Politik können als Steuerungsmechanismen versagen.

Die staatliche Entscheidung über das „Was“, „Wie“ und das „Wieviel“ des Umwelt-
schutzes ist gerade auch in demokratischen politischen Systemen nicht einfach zu bewerkstel-
ligen. Umweltprobleme sind in hohem Maße mit Unsicherheit behaftet: Neben mangelhaftem
naturwissenschaftlichem Wissen spielt vor allem Unsicherheit über zukünftige Entwicklungen
eine große Rolle. Die Einschätzungen und Überzeugungen gesellschaftlicher und politischer
Akteure über die Notwendigkeiten einer Umweltpolitik weichen deshalb oft erheblich vonein-
ander ab. Außerdem sind Umweltbelastungen und Umweltschutz nicht verteilungsneutral:
Kosten und Nutzen von Umweltbelastungen und Kosten und Nutzen des Umweltschutzes
verteilen sich nicht gleichmäßig über den Raum und die Bevölkerung. Umweltrelevante kol-
lektive Entscheidungsprozesse sind daher in der Regel von Konflikten geprägt.
                                                          
* Vortrag gehalten beim 8. Mainzer Umweltsymposium: "Kooperative Umweltpolitik", 18. November 1997.

Für Kommentare und Hinweise danke ich Thomas Plümper.
1 Öffentliche Güter werden hier im Sinne der Definition von Samuelson 1954 verstanden.
2 Für Allmendegüter wurde dies z.B. von Ostrom 1990 gezeigt.
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In den vergangenen drei Jahrzehnten war in den westlichen demokratischen Gesell-
schaften eine Ausweitung und Verschärfung solcher gesellschaftlicher Konflikte um Technik
und Risiko und um die Verteilung von Umweltlasten und -nutzen zu beobachten. Zunehmen-
de Umweltbelastungen durch Produktion und Konsum und durch technische und infrastruktu-
relle Großsysteme wurden von der Bevölkerung zunehmend wahrgenommen und nicht mehr
bereitwillig akzeptiert. Bei umweltrelevanten Entscheidungen ist regelmäßig mit öffentlichen
Protesten und Widerstand seitens potentiell Betroffener zu rechnen, gleich ob es sich um
Grundentscheidungen über die Nutzung bestimmter Technologien oder um alternative Formen
der Nutzung von natürlichen Ressourcen, um regionale Entwicklungskonzepte oder um lokale
Investitionsentscheidungen handelt3. Ursachen für den gestiegenen öffentlichen Widerstand
sind im zunehmenden Umweltbewußtsein der Bevölkerung zu sehen, in negativen Erfahrun-
gen aus der Vergangenheit, im daraus erwachsenden Mißtrauen in Politiker und Verwaltung,
in der Ideologisierung von umweltpolitischen Positionen, in einer abnehmenden Bereitschaft,
für die Gemeinschaft einseitige Opfer zu erbringen, aber auch in gestiegenen Partizipationsan-
sprüchen.

1.2 Kooperationslösungen in der Umweltpolitik

Verhandlungs- und diskursförmige Verfahren zur Lösung politischer und gesellschaftli-
cher Konflikte um Umweltgemeinschaftsgüter wurden zunächst vor allem von der Rechts-
und Sozialwissenschaft in die Diskussion gebracht. Auf der Suche nach Auswegen aus den
geschilderten Akzeptanzproblemen begannen sich dann auch politische Entscheidungsträger
und Verwaltungen für diese Instrumente zu interessieren, während auf der Seite der Umwelt-
bewegungen hier größere Skepsis bestand, da man befürchtete, „über den Verhandlungstisch
gezogen zu werden“4. Unter dem Sammelbegriff „alternative Konfliktregelungsverfahren“
werden eine ganze Reihe unterschiedlicher Verfahrensmodelle zusammengefaßt, wobei die
Bezeichnungen nur teilweise klar definierte Inhalte haben: negotiation, facilitation, mediation,
arbitration, regulatory negotiation (partizipative Normbildung), Konsensuskonferenzen, parti-
zipative Technikfolgenabschätzung, Politikdialog, Runder Tisch, die Planungszelle
(Dienel 1992), Bürgerforum, „mehrstufiges dialogisches Verfahren“ (Gessenharter 1996;
Feindt 1996) u.a.m. Gemeinsam ist allen diesen Ansätzen das Ziel einer Problemlösung durch
Verhandlung und Dialog, der gegenüber den konventionellen Verfahren erweiterte Teilneh-
merkreis, das Konsensprinzip und das Prinzip der freiwilligen Teilnahme. Die Verfahren un-
terscheiden sich in der Anwesenheit und der Rolle eines neutralen Dritten (z.B. Moderator,
Mediator oder Schiedsrichter), in den Verfahrensregeln, die manchmal recht kompliziert sein
können, im Ziel und im Anwendungsbereich5. In den meisten Fällen haben die Ergebnisse der
                                                          
3 Gans 1994; Gaßner/Holznagel/Lahl 1992; Herbold/Wienken 1993; Holznagel 1990; Pfingsten 1993; Wer-

beck 1993; Wiedemann/Femers/Hennen 1990; Zilleßen/Barbian 1992 u.a.m.
4 Vgl. etwa Neubert 1993; Gill 1991, 1993; Sapotnik/Christian 1993
5 Z.B. Ausarbeitung von generellen Politikempfehlungen; gemeinsame Suche mit der Behörde nach einer Re-

gulierung; Suche nach der Lösung eines konkreten Implementationskonflikts
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Verfahren nur empfehlenden Charakter, dort wo die Institutionalisierung der alternativen Kon-
fliktregelung schon weiter fortgeschritten ist (USA und Kanada), werden auch verbindliche
Entscheidungen getroffen. In solchen Fällen kann dann tatsächlich von Alternativen zu beste-
henden Entscheidungsverfahren gesprochen werden, ansonsten handelt es sich nur um ihre
partizipative Ergänzung.

Im Vergleich zu den konventionellen Verfahren der repräsentativen Demokratie oder
dem Verwaltungsverfahren werden verhandlungs- und diskursorientierten Verfahren in der
Literatur eine ganze Reihe positiver Leistungen zugeschrieben. Beinahe zu jedem der folgen-
den Leistungsversprechen werden jedoch von Kritikern auch Zweifel angemeldet.

• Wohlfahrtssteigerung für die beteiligten Akteure (Win-win-Lösung)6

• fairere oder gerechtere Lösungen7, die Beseitigung von Verteilungsungerechtigkeiten,

z.B. durch Kompensationen8

• das Potential, sachangemessene Lösungen zu finden9

• vertiefte und verbreiterte Partizipation10

• höhere Verfahrensgerechtigkeit11

• verbesserte Verfahrenseffizienz, schnellere und billigere Konfliktlösung12

• verbesserte Akzeptanz staatlicher Entscheidungen13

Die meisten der Leistungsversprechen sind empirische Behauptungen. Zwar gibt es in der
umfangreichen Literatur durchaus Deskription und Evaluation umweltpolitischer Konfliktre-
gelungsverfahren (z.B. Bingham 1986). Überwiegend wurden jedoch Einzelfälle analysiert
und bewertet. Versuche der systematischen empirischen Überprüfung sind selten14. Meist
werden konkrete Realisierungen eines Verfahrens auf ihre Übereinstimmung mit der Verfah-

                                                          
6 Susskind/Cruikshank 1987; Fietkau 1991; u.v.a.; kritisch oder einschränkend: Lax/Sebenius 1985; Holzin-

ger 1994; Holzinger 1996b
7 Albin 1993; Susskind/Cruikshank 1987
8 O`Hare 1977; Raiffa 1982, 1985; Suhr 1990; Wahl 1990; Holzinger 1996a; Benz/Scharpf/ Zintl 1992; ein-

schränkend: Field/Raiffa/Susskind 1996; Holzinger 1997; Frey 1997; Mayer 1994
9 Fisher/Ury/Patton 1995; Bora/Döbert 1993; Daele/Döbert 1995; Daele 1996, b; Döbert 1997; einschränkend:

Karger/Wiedemann 1994
10 Harrington 1984; Harter 1982; Johnson 1987; Fiorino 1990; Wiedemann/Femers/Hennen 1990; Würtenber-

ger 1991; Erbguth 1995; kritisch: Bora 1994, 1996
11 Luhmann 1983; Landis/Goodstein 1986; Albin 1993; Röhl 1993; Vidmar 1993; Bora 1993,1995
12 Susskind/Cruikshank 1987; Blackburn 1988; Hill 1993; Holznagel 1990; Gaßner/Holznagel/Lahl 1992; vgl.

Lieberman 1981; kritisch Amy 1987; Coglianese 1996 zeigt für das Instrument der Regulatory Negotiation,
daß in den bisherigen Fällen eine Entscheidung weder schneller erreicht werden konnte als üblich, noch das
Ausmaß der Klagen gegen solcherart entstandene Regulierungen geringer ist, als gegen „normale“ Regelun-
gen.

13 Susskind/Cruikshank 1987; Zilleßen/Barbian 1992; Humpert 1990; Erbguth 1995; Hesse 1990; Ritter 1979;
Hill 1993, 1996; Weidner 1993, Gans 1994

14 Eine Ausnahme bildet z.B. Coglianese 1996.
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rensnorm geprüft. Es muß aber nicht nur die Durchführung im Einzelfall, sondern auch die
Leistungsfähigkeit des Verfahrens an sich evaluiert werden.

1.3 Leistungsvergleich umweltpolitischer Entscheidungsverfahren

Den Leistungsbewertungen fehlt es bisher auch an der vergleichenden Perspektive. Die
meisten Untersuchungen beziehen sich nur auf einen Verfahrenstyp. Die mit den neuen Ver-
fahren verbundenen Leistungsversprechen und Hoffnungen sind aber Komparative. Eine Be-
wertung der Performanz der kooperativen Verfahren setzt also den Vergleich voraus. Diese
Art der Herangehensweise ist bisher nur punktuell erfolgt. Klassischerweise wird über Um-
weltgemeinschaftsgüter mittels repräsentativ-demokratischen oder hierarchisch-büro-
kratischen Verfahren entschieden. In der aktuellen umweltpolitischen Diskussion werden ei-
nerseits Verhandlungen und Diskurse, andererseits Referenden der Hierarchie und der reprä-
sentativen Demokratie als bessere Alternativen gegenübergestellt. Die umweltpolitische Pra-
xis hat zwar gezeigt, daß die konventionellen Entscheidungsverfahren Mängel aufweisen. Mit
Verhandlungen und Referenden besteht jedoch bisher noch nicht ausreichend Erfahrung, um
ihre Überlegenheit behaupten zu können. Ob sie die Hoffnungen, die in sie gesetzt werden,
erfüllen können, muß erst noch geprüft werden. Ihre Überlegenheit ist bisher weder systema-
tisch theoretisch gezeigt, noch empirisch nachgewiesen worden. Von daher ergibt sich die
Notwendigkeit einer vergleichenden Evaluation: Können die am Kooperationsprinzip orien-
tierten alternativen Konfliktregelungsverfahren tatsächlich mehr leisten als die anderen Ent-
scheidungsverfahren?

Die Behauptungen zur Über- oder Unterlegenheit des einen oder anderen Verfahrens be-
ruhen oft darauf, daß bei Vergleichen implizit die Annahmen über die jeweiligen Entschei-
dungsträger, über die institutionelle Einbettung und rechtliche Ausgestaltung der Verfahren
oder über die zu lösenden Probleme geändert werden. Die jeweiligen Geltungsbedingungen
der vorgebrachten Argumente werden im allgemeinen nicht expliziert. Insofern fehlt bisher
eine systematische theoretisch-vergleichende Analyse.

Eine solche Analyse hätte folgende Fragen zu beantworten: Ist eine systematisch bessere
Performanz einzelner Verfahren zur Regelung umweltpolitischer Konflikte überhaupt zu er-
warten? Welche Verfahren erscheinen hinsichtlich welcher Leistungskriterien besser oder
weniger gut geeignet? Sind bestimmte Verfahren besser oder weniger gut zur Lösung be-
stimmter Formen von Umweltkonflikten geeignet? Welche Eigenschaften der Verfahren kön-
nen eine bessere Performanz gewährleisten und wie können Defizite einzelner Verfahren ge-
gebenenfalls durch rechtliche und institutionelle Arrangements beseitigt oder gemildert wer-
den? Inwieweit sollten Verhandlungen und Referenden als Ergänzung, inwieweit als Alterna-
tiven zu den bestehenden Verfahren eingesetzt werden?
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In diesem Beitrag sollen einige theoretische Überlegungen zum Leistungspotential der
Kooperationslösungen im Vergleich zu anderen Verfahren angestellt werden. Neben der Ver-
handlung werden drei weitere Grundtypen von Konfliktlösungsverfahren betrachtet: hierarchi-
sche Verfahren, repräsentativ-demokratische Verfahren und Referenden. Für die folgende
Analyse werden drei zentrale Leistungskriterien ausgewählt: die Wohlfahrtseffekte, die Ver-
teilungswirkungen und die Sachangemessenheit (Abschnitt 2). Für zwei Konflikttypen, näm-
lich für Verteilungskonflikte und Überzeugungskonflikte, wird dann gezeigt, zu welchen Er-
gebnissen hinsichtlich der drei Evaluationskriterien die vier Verfahren jeweils führen (Ab-
schnitte 3 und 4). Der idealtypische Vergleich ergibt, daß Verhandlungs- und diskursorien-
tierte Verfahren den anderen Verfahren potentiell überlegen sind, weil hier Präferenzintensi-
täten aller Betroffenen ausgedrückt werden können, weil Konsens gefordert ist, weil Kompen-
sationsmöglichkeiten bestehen und weil die direkte Kommunikation in diesen Verfahren eine
höhere Sachangemessenheit der Auseinandersetzung erzeugt. Es werden jedoch auch einige
Schwächen der Kooperationslösungen deutlich, die bei einer Lockerung der hier verwendeten
restriktiven Annahmen zum Tragen kommen (Abschnitt 5).

2 Elemente eines Leistungsvergleichs

2.1 Grundtypen politischer Entscheidungsverfahren

Partizipative und verhandlungsorientierte Verfahren bilden bisher eher Ausnahmefälle
bei der Regelung von umweltpolitischen Konflikten. Der Normalfall der Entscheidung über
umweltpolitische Konflikte ist die Entscheidung mittels repräsentativ-demokratischer in
Kombination mit hierarchisch-bürokratischen Verfahren. Die Regulierung von Umweltpro-
blemen geschieht zum einen - mit oder ohne vorausgehender öffentlicher Debatte - auf ge-
setzlichem Weg. Auf der Ebene des Zentralstaats entscheiden Parlamente über Nutzungsver-
bote und -einschränkungen, über Emissions- und Immissionsgrenzwerte, über einzusetzende
Techniken, über die Verkehrswegeplanung usw. Zum andern entscheiden regionale oder lo-
kale Verwaltungen, lokale Parlamente oder spezielle Kommissionen über die Umsetzung die-
ser Regelungen. Im Falle privatwirtschaftlicher Vorhaben erteilen oder verweigern sie Ge-
nehmigungen, im Falle staatlichen Planungsvorbehalts führen sie konkrete Einzelfallplanun-
gen durch und treffen damit potentiell konflikthafte Entscheidungen. Diese Form der Ent-
scheidung durch repräsentative Demokratie und Hierarchie führte und führt in vielen Fällen zu
sozialverträglichen Ergebnissen. In jüngerer Zeit gibt es jedoch die oben beschriebene Ten-
denz, daß umweltpolitische Entscheidungen, die auf diesem Wege getroffen werden, keine
soziale Akzeptanz mehr finden. Die Verhandlungsverfahren und Diskurse sind ein möglicher
Ausweg aus dieser Problematik.
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Ein zweiter Lösungsversuch sind Referenden und andere Formen der direkten Demo-
kratie. Die Forderung nach mehr Bürgermitwirkung an den Entscheidungen wird besonders
von interessierten Bürgern, Verbänden oder grünen Parteien als Forderung nach Volksent-
scheiden und Volksinitiativen gestellt (Billerbeck 1989; Guggenberger/Preuß/Ullmann 1991).
Referenden zur Lösung umweltpolitischer Konflikte wurden insgesamt seltener eingesetzt als
Verhandlungsverfahren, doch ist auch hier seit den siebziger Jahren eine Zunahme zu ver-
zeichnen. Berücksichtigt man alle föderativen Ebenen, so lassen sich jedenfalls in der
Schweiz, in Kalifornien und in Deutschland eine größere Anzahl von Referenden zu umwelt-
politischen Fragen finden (Billerbeck 1989; Kobach 1993; Kriesi/Wisler 1996). So wurden
beispielsweise in Österreich und der Schweiz auf nationaler Ebene Volksabstimmungen zur
Frage der Nutzung der Kernenergie durchgeführt, derzeit laufen in diesen beiden Staaten die
Vorbereitungen für Volksinitiativen bzw. Referenden zur Gentechnik. In der Schweiz, wo es
das Referendum auch auf der kommunalen Ebene gibt, können auch umweltrelevante Stand-
ortentscheidungen, wie etwa der Bau von Abfallbehandlungsanlagen oder von Verkehrswegen
jederzeit Gegenstand eines Referendums werden. In Deutschland gibt es derzeit eine Tendenz
zum Volksentscheid auf dezentraler Ebene: In den vergangenen Jahren wurde in drei Bun-
desländern (Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Bayern) die Möglichkeit eines
kommunalen Referendums in die Kommunalverfassungen eingeführt - in Bayern übrigens per
Volksentscheid. In Baden-Württemberg und Hessen waren kommunale Bürgerentscheide
schon länger möglich. Auch die Kommunalverfassungen aller fünf neuen Länder sehen Ple-
biszite vor15. Damit besteht auch in Deutschland vielerorts die Möglichkeit von lokalen Ab-
stimmungen über umweltrelevante Standortentscheidungen oder kommunale Planungen. Ge-
rade die lokalen Referenden haben häufig umweltpolitische Fragen zum Gegenstand16.

In der umweltpolitischen Praxis der westlichen Demokratien wurden also zur Lösung
vergleichbarer Konflikte unterschiedliche Entscheidungsmechanismen erprobt. Neben die
klassischen Verfahren repräsentative Demokratie und Hierarchie treten zunehmend die Ver-
handlung und direkt-demokratische Verfahren. Damit sind vier Grundtypen politischer Ent-
scheidungsverfahren angesprochen. Diese vier Verfahren unterscheiden sich grundlegend
entlang zweier Dimensionen. (1) Repräsentation: Wird die Entscheidung durch alle Mitglieder
des politischen Kollektivs getroffen oder durch Repräsentanten? (2) Zustimmungserfordernis:
Welche Entscheidungsregel wird verwendet und welche Vetopositionen ergeben sich daraus?
Diese Basismerkmale sind in Tabelle 1 zusammengestellt.

Es liegt nahe, anzunehmen, daß Verfahren, die sich so grundlegend unterscheiden, auch
bei der Lösung von umweltpolitischen Konflikten zu unterschiedlichen Ergebnissen führen
werden. Damit ist eine klassische Frage der politischen Theorie berührt: Welche Konsequen-
zen hat die Anwendung verschiedener Entscheidungsverfahren für bestimmte grundlegende

                                                          
15 Humpert 1990; Erbguth 1995; Fischer 1996; Osterland 1996
16 Beispiele finden sich in Knemeyer 1996 oder Holtkamp/Stach 1995.
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gesellschaftliche und staatliche Zielvorstellungen wie Wohlfahrt, Gerechtigkeit, Rationalität
gesellschaftlicher Entscheidungen und politische Integration der Bürger? Welche Leistungen
können die verschiedenen Verfahren erbringen, welche Probleme verursachen sie?

Tabelle 1: Merkmale der Entscheidungsverfahren

         Verfahren

Merkmal Hierarchie
Repräsentative

Demokratie
Direkte

Demokratie Verhandlung

Repräsentation:
Entscheidungs-
träger ist/sind

ein Entschei-
dungszentrum

Vertreter-
gremium (Reprä-
sentation)

alle wahlberech-
tigten Mitglieder
des Kollektivs

Vertreter-
gremium (Reprä-
sentation oder
Delegation)

Zustimmungs-
erfordernis / Ent-
scheidungs-
prozedur

keines /

individuelle Ent-
scheidung

Mehrheit der
Vertreter /
Abstimmung

Mehrheit der
Mitglieder /
Abstimmung

Einstimmigkeit /

Konsenssuche

Vetopositionen keine Mehrheit bzw.
Sperrminorität
der Vertreter

Mehrheit bzw.
Sperrminorität
der Mitglieder

jeder Vertreter

Die hier analytisch unterschiedenen Verfahren Hierarchie, repräsentative Demokratie,
direkte Demokratie und Verhandlung sind allerdings weder die einzigen Verfahren, die bei
politischen Entscheidungen eine Rolle spielen, noch treten sie als isolierte Alternativen auf.
Zu den politischen Entscheidungsverfahren im engeren Sinne treten anderere Koordinations-
mechanismen wie Markt, Zufall, Diskurs oder die Steuerung durch Netzwerke. Die in der po-
litischen Praxis eingesetzten Entscheidungsmechanismen sind komplex und vielgestaltig; sie
enthalten meist mehrere Elemente der bisher unterschiedenen Verfahren. Jedes Entschei-
dungsverfahren ist in der Regel in andere Entscheidungsverfahren eingebettet (vgl.
Scharpf 1988, 1993). Wenn im folgenden die vier Grundtypen von Entscheidungsverfahren
im Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit zur Lösung umweltpolitischer Konflikte verglichen
werden, so handelt es sich genau genommen um einen Vergleich unterschiedlicher "Verfah-
rensmodule".
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2.2. Konflikttypen

Es ist nicht zu erwarten, daß ein Konfliktlösungsverfahren durchgängig, d.h. bezüglich
aller Vergleichskriterien, besser abschneidet als die anderen. Außerdem kann nicht davon aus-
gegangen werden, daß bestimmte Verfahren für jeden Konfliktfall besser sind als andere. Die
Leistungsfähigkeit der Verfahren ist nicht unabhängig davon, welches Problem durch sie ge-
löst werden soll. Welche Leistungen umweltpolitische Konfliktregelungsverfahren erbringen,
hängt also auch ab von der Art des umweltpolitischen Konflikts. Ein Verfahrensvergleich muß
deshalb grundlegende Strukturmerkmale der zu lösenden Entscheidungsprobleme berücksich-
tigen.

Der Begriff „umweltpolitische Konflikte“ umfaßt eine große Vielfalt sehr unterschied-
lich gearteter Konflikte. Umweltpolitische Konflikte entstehen, wenn eine Gemeinde über die
Ansiedlung einer chemischen Fabrik entscheiden soll, wenn internationale Konferenzen zum
Umgang mit den globalen Energieressourcen stattfinden, wenn in einer Schule hohe As-
bestwerte gemessen werden, wenn über die Richtung einer zukünftigen Verkehrspolitik oder
ein Tempolimit auf Autobahnen entschieden werden muß, wenn neue Technologien zur An-
wendung gelangen, wenn ein Standort für eine Mülldeponie gefunden werden muß, u.v.a.

Theoretisch lassen sich die Konflikte anhand der Frage unterscheiden, worüber (warum)
die Konfliktbeteiligten denn streiten. Sie können zum einen über die gesellschaftlichen Ziele
streiten, die durch ein umweltrelevantes Projekt berührt werden. Sie unterscheiden sich in der
Bewertung dieser Ziele, d.h. sie haben unterschiedliche Präferenzen bezüglich dieser Ziele
und bewerten daher die möglichen Ergebnisse des Projekts unterschiedlich (Wert- oder Ziel-
konflikt). Zum zweiten können sie über die günstigsten Mittel zur Erreichung dieser Ziele
streiten. Sie haben dann unterschiedliche Einschätzungen dieser Mittel, die aus unterschiedli-
chen Informationsständen und unterschiedlichen subjektiven Wahrscheinlichkeitseinschät-
zungen herrühren. Hier handelt es sich um einen Konflikt über prinzipiell wahrheitsfähige
Fragen, der über die Herstellung eines gemeinsamen, korrekten Informationsstands gelöst
werden könnte (Überzeugungs- bzw. Einschätzungskonflikt). Drittens schließlich können sie
über die Verteilungsfolgen des Projekts streiten. Sie sind von den Kosten und Nutzen des
Projekts in unterschiedlicher Weise betroffen oder glauben dies zumindest (Interessen- bzw.
Verteilungskonflikt). Reale Konflikte werden fast immer eine Mischung aus zwei oder allen
drei dieser Typen sein. Im folgenden werden zwei der drei Konflikttypen analytisch getrennt
betrachtet. Abschnitt 3 befaßt sich mit der Entscheidung über einen Verteilungskonflikt, in
Abschnitt 4 wird ein Überzeugungskonflikt zugrundegelegt.
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2.3 Evaluationskriterien für umweltpolitische Konfliktlösungsverfahren

Nicht alle der oben angesprochenen Leistungsversprechen der kooperativen Verfahren
eignen sich in gleicher Weise für die theoretische Analyse. So ist der Partizipationsumfang ein
definitorisches Merkmal der Verfahren; die Verfahrenseffizienz kann nur empirisch festge-
stellt werden. Theoretische Aussagen sind in beiden Fällen nicht möglich. Bei den folgenden
Überlegungen werde ich mich deshalb auf die drei Kriterien Wohlfahrtseffekte (1), Vertei-
lungswirkungen (2) und Sachangemessenheit (3) der erzielten Konfliktlösung beschränken.

(1) Das Kriterium der Wohlfahrtseffekte stellt auf den gesamten, durch ein umweltrele-
vantes Projekt erzielbaren Nutzen ab. Die Frage lautet hier, ob verschiedene Verfahren besser
oder schlechter in der Lage sind, eine Lösung auszuwählen, die einen möglichst großen Ge-
samtnutzen verwirklicht. Bei einem Standortauswahlkonflikt würde das z.B. heißen, daß von
allen möglichen Standorten derjenige gewählt wird, der unter Berücksichtigung aller ökono-
misch und ökologisch relevanten Faktoren der günstigste ist. Bei einem Technologiekonflikt
sollte für die günstigste der zur Debatte stehenden technologischen Alternativen entschieden
werden. Die hier verwendeten Wohlfahrtskriterien sind das Kaldor-Hicks-Kriterium (eine
Situation ist dann besser als eine andere, wenn die Gewinner die Verlierer kompensieren
könnten und immer noch gewinnen) und das Pareto-Kriterium (eine Situation ist dann besser
als eine andere, wenn mindestens ein Individuum besser gestellt wird und alle anderen indiffe-
rent sind). Geklärt werden soll, ob und unter welchen Bedingungen Verhandlung, Referenden,
Hierarchie oder repräsentative Demokratie bei der Wahl zwischen mehreren unter Wohl-
fahrtsgesichtspunkten unterschiedlich zu bewertenden Alternativen zu beseren Ergebnissen
führen.

In der rechtswissenschaftlichen, psychologischen und politologischen Literatur zu Ne-
gotiation und Mediation wird behauptet, daß es bei Einsatz bestimmter Verhandlungstechni-
ken in vielen Fällen zu einer Win-win-Lösung kommen könne, d.h. einer Lösung, bei der alle
Konfliktparteien gewinnen (Susskind/Cruikshank 1987; Fietkau 1991; u.v.a.). Tatsächlich
geht das Konzept einer freiwilligen Verhandlung ja davon aus, daß - im Konsens der Ver-
handlungspartner - ein Kooperationsgewinn erzielt werden kann. Andernfalls bräuchte man
nicht zu verhandeln. Eine Win-win-Lösung stellt gegenüber der Situation ohne Verhandlung
eine Steigerung der kollektiven Wohlfahrt dar. Insofern ist Wohlfahrtssteigerung eines der
zentralen Versprechen der alternativen Konfliktregelung. Allerdings kann keineswegs davon
ausgegangen werden, daß in jeder Konfliktsituation eine Win-win-Lösung erreicht werden
kann. Bei reinen Verteilungskonflikten sind Wohlfahrtssteigerungen nicht möglich. Die Mög-
lichkeit der Realisierung von Kooperationsgewinnen hängt außerdem immer auch von den
Alternativen zur Verhandlung ab. Die Grenzen für erfolgreiche Verhandlungen sind durch
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Faktoren außerhalb der Verhandlung gegeben, ein positiv verlaufendes Verfahren allein kann
den Kooperationsgewinn nicht sichern (Holzinger 1996b; Lax/Sebenius 1985).

(2) Umweltpolitische Konflikte entstehen unter anderem aufgrund von befürchteten oder
bereits eingetretenen Ungleichheiten in der Verteilung von Lasten und Nutzen umweltrele-
vanter Vorhaben. Während bestimmte soziale Gruppen von dem Projekt profitieren, tragen
andere deren Hauptlasten. Bei standortbezogenen Konflikten geht es meist in erster Linie um
die räumliche Konzentration der negativen Folgen eines Projekts. Soweit (echte oder empfun-
dene) Verteilungsungerechtigkeiten Ursache des Konflikts sind, wird der Erfolg des Kon-
fliktlösungsverfahrens davon abhängen, wie mit diesem Problem umgegangen wird. Die Ver-
teilungsfolgen des Verfahrensergebnisses sind zentral für seine Akzeptanz. Die Frage lautet
hier also: Welche Verfahren sind besser geeignet, Lösungen zu finden, die ein höheres Maß an
Verteilungsgerechtigkeit verwirklichen?

Wann ist eine Verteilung von Lasten und Nutzen aus einer umweltrelevanten Tätigkeit
gerechter als eine andere? Auch wenn das Kriterium der Kürze halber als „Verteilungsgerech-
tigkeit“ bezeichnet wird, wird hier vorwiegend auf das Konzept der Gleichheit zurückgegrif-
fen. Da es bei der Verteilung von Lasten und Nutzen aus Projekten mit Umweltbezug nicht
um Entlohnungsfragen geht, spielen Fragen der Leistungs- oder Bedarfsgerechtigkeit keine
Rolle. Um einen möglichst klaren und operationalen Maßstab zu erhalten, soll Verteilungsge-
rechtigkeit einfach als Abweichung von der Gleichverteilung der Umweltlasten und -nutzen
erfaßt werden. Geklärt werden soll, ob unterschiedliche Verfahren ein unterschiedliches Po-
tential besitzen, die konfliktauslösenden Ungleichheiten auszugleichen, sie also durch redi-
stributive Maßnahmen zu verringern.

Den kooperativen Verfahren wird das Potential zugeschrieben, gerechtere Konfliktlö-
sungen zu realisieren. In Verhandlungsverfahren könne versucht werden, eine möglichst ge-
rechte oder faire (eine von allen Parteien als fair betrachtete) Lösung des Verteilungsproblems
zu finden (z.B. Albin 1993; Susskind/Cruikshank 1987). Es können Kompromißlösungen an-
gestrebt oder adäquate Kompensationen für Belastungen ausgehandelt werden. Allerdings
zeigt die Praxis, daß Kompensationslösungen trotz ihres Potentials, zu mehr Gerechtigkeit
beizutragen, unter einem gravierenden Akzeptanzproblem leiden (Field/Raiffa/Susskind 1996;
Holzinger 1997; Frey 1997).

(3) Für eine Evaluation der Verfahren reicht es nicht aus, wenn nur die Effizienz und
Gerechtigkeit ihrer Ergebnisse betrachtet wird. Die in einem Verfahren getroffenen Entschei-
dungen sollten auch problemadäquate Lösungen sein und längerfristig Bestand haben. Die
augenblickliche Akzeptanz durch die Betroffenen kann nicht das alleinige Kriterium für ein
Verfahrensergebnis sein, es muß auch der externe Maßstab der Sachangemessenheit angelegt
werden. Die Frage lautet also, ob und inwieweit die unterschiedlichen Verfahren in der Lage
sind, das zum Konfliktgegenstand verfügbare Wissen über Technikfolgen, Umwelt- und Ge-
sundheitsrisiken, ökonomische Vor- und Nachteile usw. optimal zu nutzen und in die Ent-
scheidung einzubeziehen. Dieses Kriterium könnte auch als Sachrationalität bezeichnet wer-
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den, während das Kriterium der Wohlfahrtseffekte auch ökonomische Rationalität heißen
könnte. Der Ansatz der ökonomischen Rationalität ist der umfassendere, die Auswahl des
Projekts, das den höchstmöglichen kollektiven Nutzen verwirklicht, impliziert Sachangemes-
senheit. Die beiden Kriterien werden hier dennoch getrennt behandelt: Bei den Wohlfahrtsef-
fekten liegt der Fokus der Betrachtung darauf, inwieweit bei der Auswahl von Lösungen Ko-
sten-Nutzen-Gesichtspunkte einbezogen werden und faktisch eine Rolle spielen. Beim Krite-
rium der Sachangemessenheit steht dagegen das Potential zu einer angemessenen Informati-
onsverarbeitung im Verfahren im Zentrum der Aufmerksamkeit.

Die soziologische Forschung hat das Potential diskursiver Verfahren zur Erzielung
sachangemessener Lösungen diskursanalytisch untersucht. Rationalisierungseffekte treten
nach van den Daele/Döbert (1995) allein dadurch auf, daß im Konfliktregelungsverfahren
nicht mehr für die Öffentlichkeit, d.h. vor allem in den Massenmedien argumentiert wird,
sondern daß ein Diskurs unter Anwesenden stattfindet. Die Verfahrensteilnehmer stehen unter
dem „Zwang zu argumentieren“ und unter der Beobachtung und Kontrolle der anderen Teil-
nehmer. Anders als in der Öffentlichkeit sind sie gezwungen, Gegenargumente zu berück-
sichtigen und Selektivitäten in der Auswahl ihrer Argumente aufzugeben. Dieser stark auf
„Argumentieren“ (Prittwitz 1996; Saretzki 1996; Döbert 1996) zielende Ansatz kann aller-
dings nur bei der Bewältigung von Wahrnehmungs- oder Überzeugungskonflikten helfen,
Interessenkonflikte lassen sich in ihrem Kern nicht durch Argumentieren lösen.

3 Die Regelung von Verteilungskonflikten

3.1 Der Konflikt

Die meisten Umweltkonflikte implizieren Verteilungsfragen. Besonders deutlich wird
der Verteilungsaspekt bei standortbezogenen Konflikten. Der prinzipielle Unterschied zwi-
schen standortbezogenen und standortunabhängigen Konflikten liegt darin, ob sich das Pro-
blem der Verteilung von Lasten und Nutzen eines umweltrelevanten Streitgegenstands räum-
lich manifestiert oder nicht. Standortkonflikte treten bei konkreten Ansiedlungsprojekten auf,
die zwar grundsätzlich als notwendig oder wünschenswert anerkannt sind, aber nachteilige
Folgen für Umwelt und Gesundheit haben können. Die potentiellen Umweltbelastungen einer
Anlage an einem Standort verteilen sich - zumindest zum Teil - nicht diffus, sondern treten
vor allem in der Nachbarschaft der Anlage auf. Das räumliche Auseinanderfallen von Lasten
und Nutzen einer Anlage führt zum NIMBY-Syndrom (not in my backyard). Warum sollten
einige wenige die Lasten eines Projekts tragen, dessen Nutzen sich auf viele verteilt? Diese
Situation hat Folgen für die Verteilungsgerechtigkeit, aber auch für die Mobilisierung von
Widerstand. Die räumliche Konzentration von Belastungen betrifft eine geographisch ab-
grenzbare Gruppe, die sich relativ leicht organisieren läßt.
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Das folgende Beispiel gibt die Grundstruktur eines Standortauswahlkonfliktes wieder.
In einem Landkreis soll eine Abfallbehandlungsanlage errichtet werden. Die grundsätzliche
Wünschbarkeit der Anlage ist unbestritten, da durch ihren Bau die Abfallbeseitigungsgebüh-
ren und die ökologischen Folgekosten für jedermann sinken. Die beiden Kommunen A und B
kommen als Standorte für die Anlage in Frage. Tabelle 2 enthält eine fiktive Aufstellung der
für alle Betroffenen entstehenden Lasten und Nutzen17.

• Der Landkreis hat 10.000 wahlberechtigte Einwohner. In der Kommune A wären 2.000
Personen als Anwohner der Anlage von deren Emissionen und durch Lärm- und Verkehrs-
belastungen beeinträchtigt, 500 Einwohner wären als Arbeitnehmer von der Anlage sehr
stark begünstigt. In Gemeinde B sind 1.000 Anwohner negativ betroffen, 500 sind durch
die Anlage begünstigt. Die übrigen 6.000 Einwohner des Kreises leiden weder unter den
ökologischen Zusatzbelastungen, noch haben sie einen besonderen Nutzen durch die ent-
stehenden Arbeitsplätze (Spalte 2).

• Jedem Einwohner des Kreises entsteht durch die neue Abfallbehandlungsanlage ein zu-
sätzlicher Nutzen von 1, der sich aus verringerten Abfallbeseitigungsgebühren und/oder
den verringerten ökologischen Folgekosten der Entsorgung ergibt. Durch die neu geschaf-
fenen Arbeitsplätze erhalten bei beiden Standorten die jeweils Begünstigten einen zusätzli-
chen Nutzen von 2 pro Person (Spalte 3).

• Für die Anwohner am Standort A ergeben sich aufgrund der zusätzlichen Emissionen, der
Geruchsbelästigung, der Lärmbelästigung und dem erhöhten Risiko durch den Anliefe-
rungsverkehr Kosten in Höhe von 2 pro Person. Am Standort B sind die geographischen
und ökologischen Bedingungen ungünstiger als in A, weshalb sich für die dortigen An-
wohner sogar Zusatzkosten in Höhe von 4 pro Kopf ergeben. Dort sind auch die Begün-
stigten von einem Teil der ökologischen Folgewirkungen der Anlage betroffen (1 pro
Kopf), da sie aus einem Gebiet rekrutiert werden, das von den Emissionen noch erreicht
wird. Die Begünstigten am Standort A leben dagegen nicht in der Nachbarschaft der ge-
planten Anlage. Für sie ergeben sich daher keine zusätzlichen Kosten. Dies gilt ebenso für
alle übrigen Einwohner des Kreises (Spalte 4).

• Für die Überlegungen zum Verfahren der repräsentativen Demokratie muß noch eine An-
nahme über die Wählerverteilung gemacht werden: Die Kreisregierung (bzw. Regierungs-
koalition) konnte bei den letzten Wahlen 60% der Stimmen auf sich vereinigen, die Oppo-

                                                          
17 Die verwendeten Zahlen sind so gewählt, daß man sie einfach rechnen kann. Auf die absolute Höhe der Zah-

len kommt es für die Argumentation nicht an, sondern nur auf die Relationen.



Tabelle 2: Kosten-Nutzen-Vergleich für zwei Standorte

Personengruppe

Anzahl Nutzen

p.c.

Kosten

p.c.

Nettonutzen

p.c.

Nettonutzen
A

gesamt

Nettonutzen
B

gesamt

Wähler der
- Regierung
- Opposition

Fall 1

Wähler der
- Regierung
- Opposition

Fall 2
1 2 3 4 5 6 7 8 9

Anwohner A 2.000 1 2 - 1 - 2.000 2.000 1.200
800

1.800
200

Begünstigte A 500 3 0 3 1.500 500 300
200

400
100

Anwohner B 1.000 1 4 - 3 1.000 - 3.000 600
400

100
900

Begünstigte B 500 3 1 2 500 1.000 300
200

100
400

übrige Einwohner
Kreis

6.000 1 0 1 6.000 6.000 3.600
2.400

3.600
2.400

gesamt 10.000 - - - - - - 7.000 6.500 6.000
4.000

6.000
4.000
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sitionsparteien 40%. Im Fall 1 verteilen sich die Stimmen jeweils gleichmäßig über das
Kreisgebiet, im Fall 2 hat die Regierung eine Hochburg in der Kommune A, die Opposition
eine Hochburg in der Kommune B (Spalten 8 und 9).

• In Spalte 5 wird der Nettonutzen pro Person ermittelt, in den Spalten 6 und 7 der kollektive
Nettonutzen für alle Personengruppen und für die beiden Standorte insgesamt. Beim
Standort A beträgt der Nettogesamtnutzen 7.000, beim Standort B 6.500.

Der Standort A verwirklicht das Wohlfahrtsmaximum. Beide Standorte wären aber un-
ter Verteilungsgesichtspunkten nicht wünschenswert, da die Anwohner zugunsten der Anla-
gennutzer u.v.a. der Arbeitnehmer benachteiligt werden. Die Frage ist nun, für welchen
Standort bei Anwendung der vier Konfliktregelungsverfahren jeweils entschieden wird. Dabei
wird in diesem Beispiel vorausgesetzt, daß die Entscheidungsträger über vollständige Infor-
mation verfügen, den Inhalt von Tabelle 2 also kennen.

3.2 Die Verfahrensergebnisse

Zunächst kann festgehalten werden, daß bei allen vier Verfahren das Wohlfahrtsmaxi-
mum erreicht wird, wenn man den Entscheidungsträgern Gemeinwohlorientierung (Orientie-
rung am kollektiven Nutzen) unterstellt. Der Diktator weiß ebenso wie jeder Wähler oder
Verhandler, daß der Standort A für das Kollektiv besser ist als B. Faßt man den Begriff der
Gemeinwohl-orientierung so weit, daß er auch das Ziel der Verteilungsgerechtigkeit umfaßt,
würde außerdem eine Umverteilungsmaßnahme zugunsten der durch A Benachteiligten be-
schlossen. Ist die Verteilungsnorm Gleichverteilung, würde der durch die Anlage für das
Kollektiv entstehende Nutzen auf alle Mitglieder so verteilt, daß jedermann einen Zusatznut-
zen von 0,7 erhält (Gesamtnutzen 7.000/10.000 Personen)18. Damit wäre eine wohlfahrtsma-
ximierende und verteilungsgerechte Lösung erreicht. Dieses Ergebnis ist allerdings lediglich
eine Tautologie und verdient nur deshalb Beachtung, weil manchmal bei der Diskussion der
Verfahrensleistungen implizit die Annahmen über die Motivation der Entscheidungsträger
gewechselt werden. Im folgenden soll stets von eigennützig handelnden Entscheidungsträgern
ausgegangen werden.

(1) Hierarchie

Welche Entscheidung wird ein staatliches Entscheidungszentrum treffen, das über alle
relevanten Informationen verfügt? Läßt man die Annahme der Gemeinwohlorientierung fal-
len, so wird das Ergebnis von der Situation des Diktators abhängen. Gehört der Diktator bei-

                                                          
18 Das setzt natürlich voraus, daß es akzeptable Formen der Kompensation und gibt und daß der Nutzen voll-

ständig teilbar ist.
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spielsweise zu den Anwohnern in A, so wird er die Anlage in B bauen lassen; gehört er zu den
Anwohnern in B, wird er sich für A entscheiden usw. Die Frage der Verteilungsgerechtigkeit
wird einen eigenützigen Diktator ohnehin nicht interessieren. Wenn gemeinwohlorientiertes
Handeln nicht vorausgesetzt werden kann, kann das hierarchische Verfahren also keine wohl-
fahrtsmaximierende und/oder verteilungsgerechte Entscheidung gewährleisten.

(2) Direkte Demokratie

Entscheidungsträger in der direkten Demokratie sind alle wahlberechtigten Bürger.
Stimmen die Bürger eigennützig ab, wird für den unter Wohlfahrtsgesichtspunkten negativ zu
beurteilenden Standort B entschieden. Die 6.000 übrigen Einwohner sind zwischen den beiden
Standorten indifferent, sie werden also nicht zur Abstimmung gehen. Abstimmen werden die
4.000 Betroffenen - das würde ausreichend sein, um ein übliches Quorum zu erreichen. Davon
stimmen 1.500 für A, nämlich die durch A Begünstigten und die Anwohner von B, aber 2.500
für B, nämlich die Anwohner von A und die durch B Begünstigten. Eine Umverteilungsmaß-
nahme, die die Anwohner von B für die zu erwartenden Nachteile und die Begünstigten von A
für den entgangenen Nutzen entschädigt, würde keine Mehrheit finden: Nur diese beiden
Gruppen (1.500 Wähler) würden dafür stimmen, alle anderen dagegen, da sie ja die Umver-
teilung finanzieren müßten und deshalb gegenüber der Situation ohne Umverteilung schlech-
ter gestellt wären. Zwar sind prinzipiell unendlich viele Umverteilungsmodelle denkbar, aber
keines wäre durchsetzbar und zugleich gerecht. Gleich welche Gruppe für die Entschädigung
aufkommen sollte: Entweder würde eine Mehrheit gegen den Vorschlag sein (z.B. wenn die
übrigen Einwohner für die Umverteilung zahlen sollten) oder es würde eine Gruppe über-
stimmt werden, die aus ihrem Nutzenzuwachs die Entschädigung nicht finanzieren kann (z.B.
wenn die Anwohner von A oder die Begünstigten von B zahlen sollten). Damit würde eine
neue Verteilungsungerechtigkeit geschaffen. In der gegebenen Situation wird das Verfahren
der direkten Demokratie also zu einem Ergebnis führen, das weder die Wohlfahrt maximiert,
noch verteilungsgerecht ist.

(3) Repräsentative Demokratie

Entscheidungsträger in der repräsentativen Demokratie ist eine gewählte Regierung. Ei-
ne eigennützig handelnde Regierung soll hier nicht so gedacht werden, daß sie die persönli-
chen Nutzen oder Kosten der Regierungsvertreter aus der Anlage maximiert - obwohl das in
der Realität durchaus auch ein Einflußfaktor sein könnte. Das Ergebnis wäre in diesem Fall
das gleiche wie bei der Hierarchie. Ziel einer demokratisch gewählten Regierung ist ihre Wie-
derwahl. In unserem Modell soll sich die Regierung in ihrem Handeln daran orientieren, wie-
viele Stimmen sie durch eine Entscheidung hinzugewinnen oder verlieren kann - in der Rea-
lität wird sie das zumindest auch tun. Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, daß es
eine Verteilung der Wähler über die Regierungs- und die Oppositionspartei(en) gibt, die von
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der aktuell anstehenden Entscheidung unabhängig ist. Diese Verteilung ist aufgrund der letz-
ten Wahlergebnisse oder einer aktuellen Meinungsumfrage bekannt. Die Festlegung der Re-
gierung bzw. der Opposition auf den Standort A oder B wird dazu führen, daß die jeweils ne-
gativ oder positiv betroffenen Wähler bei der nächsten Wahl wechseln, d.h. sich gegen die
bisher von ihnen bevorzugte Partei entscheiden19. Die Entscheidung der Regierung wird also
auch davon abhängen, worauf sich die Opposition festlegt. Die Entscheidung ist das Ergebnis
einer strategischen Interaktion, eines Spiels, zwischen Regierung und Opposition.

Für welchen Standort wird sich die Kreisregierung entscheiden, wenn die Wählerver-
teilung so ist wie in Fall 1, wenn sich also Regierungs- und Oppositionswähler gleichmäßig
über das Kreisgebiet verteilen? Die Wahlentscheidung derjenigen Wähler, die bezüglich des
Standortes indifferent sind, wird durch diese Frage nicht beeinflußt. Die Regierung erhält also
in jedem Fall 3.600 Stimmen. Entscheidet sie sich für B, erhält sie außerdem die Stimmen der
Anwohner von A (1.200) und der Begünstigten von B (300). Sie "verliert" jedoch die Stim-
men der Begünstigten von A (300) und der Anwohner von B (600). Spricht die Opposition
sich gleichzeitig für A aus, erhält die Regierung zusätzlich die ehemaligen Oppositionsstim-
men der Anwohner von A (800) und der Begünstigten von B (200). Tritt die Opposition je-
doch ebenfalls für B ein, verbleiben diese Stimmen der Opposition. Im ersten Fall erhält die
Regierung insgesamt 6.100 Stimmen bei der nächsten Wahl, im zweiten Fall 5.100. Analog
läßt sich die Stimmenzahl ermitteln, wenn die Regierung sich für den Standort A entscheidet.
Parallele Überlegungen wird die Opposition anstellen. Die Ergebnisse sind in der folgenden
Spielmatrix wiedergegeben.

Spielmatrix für Fall 1
Opposition

A B

A
Regierung

(4.500,
3.000)

*
(5.100,
4.900)

B
*

(6.100,
3.900)

(5.100,
3.400)

                                                          
19 In der Realität hängt die Wahlentscheidung natürlich auch von weiteren Regierungshandlungen sowie von

anderen Faktoren ab. Eine isolierte Handlung der Regierung/Opposition führt nicht gleich zum Wechsel der
Wähler zur Gegenpartei, aber sie kann doch zu Popularitätsverlusten oder -gewinnen führen. In diesem Sinne
ist das Modell zu verstehen.
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Dieses Spiel hat zwei Nash-Gleichgewichte, nämlich: (1) die Regierung tritt für B ein,
die Opposition für A und (2) die Regierung spricht sich für A aus, die Opposition für B. Das
heißt, unter den gegebenen Umständen lohnt es sich, für das Gegenteil dessen einzutreten, was
die andere Partei tut. Die Regierung bevorzugt das erste Gleichgewicht, die Opposition das
zweite. Ein eindeutiges Ergebnis ergibt sich allerdings dadurch, daß die Regierung hier eine
dominante Strategie hat: wenn die Opposition für B eintritt, ist sie indifferent zwischen A und
B. Sie wird also in jedem Falle für den Standort B entscheiden (und die Opposition wird A
propagieren). Bei einer Gleichverteilung der Regierungs- und Oppositionswähler über das
Kreisgebiet reproduziert sich in der repräsentativen Demokratie das Ergebnis der direkten
Demokratie. Es wird nicht der wohlfahrtsmaximierende Standort gewählt. Schlägt die Regie-
rung eine Umverteilungsmaßnahme vor, um die Anwohner von B (und die Begünstigten von
A) zu entschädigen, schafft sie entweder neue Verteilungsungerechtigkeiten oder sie verliert
so viele Stimmen, daß sie bei der nächsten Wahl keine Mehrheit mehr hat.

Wie sieht es im Fall 2 aus, der dadurch gekennzeichnet ist, daß die Regierung eine
Hochburg in A hat, die Opposition eine Hochburg in B? Die jeweils zu erzielenden Stimmen
sind wieder in der Spielmatrix eingetragen. In diesem Fall gibt es nur ein einziges Nash-
Gleichgewicht: Die Regierung entscheidet sich für den Standort B und die Opposition macht
sich für A stark. Die dominante Strategie der Regierung ist B. Auch bei dieser Stimmvertei-
lung ist also nicht mit einer wohlfahrtsmaximierenden Entscheidung zu rechnen.

Spielmatrix für Fall 2
Opposition

A B

A
Regierung

(4.100,
3.400)

(5.100,
4.900)

B
*

(6.100,
3.900)

(5.500,
3.000)

Konstruiert man einen dritten Fall, bei dem die Regierung ihre Hochburg in B hat, die
Opposition in A (nach demselben Prinzip: Hochburg heißt hier 90% der Stimmen am Stand-
ort), dann ist B für die Opposition die dominante Strategie. Das einzige Nash-Gleichgewicht
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ist: Die Regierung entscheidet für A, die Opposition tritt für B ein. In diesem Fall würde also
der wohlfahrtsmaximierende Standort realisiert. Diese beiden Fälle zeigen, daß eine demo-
kratische gewählte Regierung eine lokal unerwünschte Anlage bevorzugt in eine Hochburg
der Opposition stellen wird, keinesfalls aber in eine eigene Hochburg. Allgemein hängt die
Entscheidung der Regierung davon ab, wie sich die Regierungs- und Oppositionswähler über
die Standorte verteilen. Wird eigennütziges Verhalten vorausgesetzt, kann die repräsentative
Demokratie nicht gewährleisten, daß ein wohlfahrtsmaximierender und verteilungsgerechter
Standort gewählt wird.

(4) Verhandlung

Verhandlungen wurden oben so charakterisiert, daß die Entscheidung einstimmig durch
ein Vertretergremium getroffen wird (vgl. Tabelle 1). Während die repräsentative Demokratie
dadurch definiert ist, daß die Entscheidungsträger (Regierung) durch die Vertetenen mit
Mehrheit gewählt werden, ist bei Verhandlungsverfahren zunächst offen, wer durch wen ver-
treten wird und wie der Bestellungsmodus aussieht. Hier soll im ersten Schritt von einem
Zwangsbeteiligungssystem ausgegangen werden, in dem alle Mitglieder des Kollektivs durch
Verhandlungsteilnehmer repräsentiert werden müssen. Diese Vertreter entscheiden dann ein-
stimmig darüber, an welchem der beiden Standorte die Anlage gebaut wird. Welche der betei-
ligten Personen(gruppen) werden nun einen gemeinsamen Repräsentanten entsenden? Bei der
gegebenen Konfliktstruktur gibt es grundsätzlich drei mögliche Verhandlungspositionen: man
kann für den Standort A eintreten, für B sein, oder indifferent zwischen beiden. Die Position
pro-A vertreten die durch A Begünstigten und die Anwohner von B, die Position pro-B ver-
treten die Begünstigten von B und die Anwohner von A, die Position A-oder-B die übrigen
Kreisbewohner. Selbst wenn alle fünf bisher unterschiedenen Gruppen einen eigenen Vertreter
entsenden würden, käme es in der Verhandlung rasch zu einer Koalition der jeweiligen pro-A-
bzw. der pro-B-Vertreter. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, daß die Verhandlung
von je einem pro-A-, pro-B- und A-oder-B-Vertreter geführt wird.

Die Verhandlungsführer haben dieselben Ziele wie ihre Gruppe, vertreten deren Interes-
sen also ohne Abstriche. Der pro-A-Vertreter repräsentiert 1.500 Personen, denen beim
Standort A ein Gesamtnutzen in Höhe von 2.500 entsteht, beim Standort B dagegen Kosten in
Höhe von 2.500. Den 2.500 Personen, die für B sind, entstehen bei B Nutzen in Höhe von
3.000, bei A Kosten von 1.500. Die A-oder-B-Position wird von den übrigen 6.000 Kreisbe-
wohnern eingenommen, denen bei jedem Standort ein Nutzen von 6.000 entsteht. Eine ein-
stimmige Entscheidung der Verhandler für A oder B ist nur zu erreichen, wenn die jeweils
negativ Betroffenen kompensiert werden. Die Einstimmigkeit sichert ein pareto-optimales
Ergebnis, also ein Ergebnis, bei dem kein Beteiligter schlechter gestellt wird als beim Status
quo, der in diesem Fall für alle bei Null liegt. Die Einigung setzt also Kompensation, d.h. eine
Umverteilungsmaßnahme, voraus. Rationale Verhandler werden sich für den Standort A ent-
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scheiden, da hier der zu verteilende Gesamtnutzen am größten ist. Entschädigt werden muß
dann die pro-B-Fraktion, die Kompensationsleistungen in Höhe von mindestens 1.500 verlan-
gen wird. Mit Hinweis auf die Tatsache, daß alle anderen Gruppen durch die Realisierung des
Standorts A einen Nutzen haben, der größer Null ist, könnte der pro-B-Vertreter aber auch
mehr fordern. Bei der Höhe der Kompensationsforderung besteht also ein gewisser Spielraum.
Offen ist außerdem, welche der anderen beiden Gruppen wieviel von der Kompensationszah-
lung übernimmt. Sie werden maximal so viel zu geben bereit sein, daß der ihnen verbleibende
Nutzen Null nicht unterschreitet, das sind in diesem Fall 8.500 für beide zusammen. Innerhalb
dieser Grenzen (mindestens 1.500, maximal 8.500) ist jedes Verteilungsergebnis denkbar. Die
Verhandlung führt also erstens dazu, daß die wohlfahrtsmaximierende Lösung gewählt wird.
Zweitens führt sie dazu, daß keine Gruppe schlechter gestellt wird als beim Status quo, daß
also die Ungleichheit in der Verteilung von Nutzen und Kosten der Anlage verringert wird.
Wie die genaue Verteilung aussehen wird, läßt sich auf der Basis unserer Annahmen nicht
prognostizieren20. Jedenfalls wird nicht notwendig die Gleichverteilung erreicht.

Was passiert, wenn man die Annahme eines Zwangsbeteiligungssystems fallen läßt? An
einer freiwilligen Verhandlung21 würden nur diejenigen teilnehmen, die durch die anstehende
Entscheidung unmittelbar negativ oder positiv betroffen sind, also die pro-A- und pro-B-
Vertreter. Der A-oder-B-Vertreter nimmt seine outside option wahr: unabhängig davon, was
in der Verhandlung entschieden wird, kann er für seine Klientel einen Nutzen von 6.000 si-
chern, indem er der Verhandlung fernbleibt. Er braucht sich dann an der Kompensationszah-
lung nicht zu beteiligen - wodurch der Nutzen seiner Gruppe ja sinken würde. Auch in dieser
Situation werden sich die beiden verbleibenden Verhandler für den Standort A entscheiden.
Der resultierende Nutzen für die pro-A-Gruppe (2.500) wäre groß genug, um die pro-B-
Gruppe (-1.500) zu kompensieren. Das gilt zwar umgekehrt auch für den Standort B (3.000
und -2.500), der verbleibende (und potentiell zu verteilende) Restnutzen wäre bei A mit 1.000
aber größer als bei B mit 500. Auch bei freiwilligen Verhandlungen wäre damit die Entschei-
dung für den wohlfahrtsmaximierenden Standort gewährleistet. Eine Umverteilung würde
allerdings nur zwischen der pro-A- und der pro-B-Gruppe stattfinden, wobei wiederum das
genaue Verteilungsergebnis offen ist. Zwar wäre das Verteilungsergebnis dann akzeptabler als
ohne Umverteilung (bei direkter oder repräsentativer Demokratie), da niemand Nachteile ge-

                                                          
20 Dazu müßte man entweder ein axiomatisches Verhandlungsmodell unterstellen (etwa die Nash-

Verhandlungslösung, Nash 1950) oder zusätzliche Annahmen machen.
21 Im Sinne von Scharpf (Benz/Scharpf/Zintl 1992, 58ff.) handelt es sich bei beiden hier behandelten Fällen um

ein "Zwangsverhandlungssystem", da keine der beteiligten Gruppen für sich allein über den Standort ent-
scheiden könnte und bei Nicht-Einigung alle auf den Status quo zurückfallen. Die hier getroffene Unterschei-
dung fragt dagegen, ob die Beteiligten nur ein Vetorecht geltend machen können, das dann zur Nicht-
Einigung führt (Zwangsbeteiligung), oder ob sie bei multilateralen Verhandlungen auch eine outside option
wahrnehmen dürfen, ohne daß die Verhandlung scheitert  (freiwillige Beteiligung). Die verbleibenden Ver-
handlungsteilnehmer befinden sich in einem Zwangsverhandlungssystem, da sie keine überlegene outside op-
tion haben. Sie entscheiden dann für alle. Diese Situation ist typisch für die sogenannten freiwilligen Koope-
rationslösungen.
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genüber dem Status quo in Kauf nehmen muß. Die beiden unmittelbar betroffenen Gruppen
würden aus der Anlage jedoch deutlich weniger Nutzen ziehen (0,25 pro Person bei Gleich-
verteilung) als die nicht direkt berührte übrige Kreisbevölkerung (1 pro Person). Im Vergleich
zur Zwangsbeteiligung ist die freiwillige Beteiligung unter Verteilungsgesichtspunkten also
kritischer zu beurteilen. Ein üblicher Kritikpunkt an Verhandlungen oder diskursiven Verfah-
ren mit freiwilliger Teilnahme ist, daß sie oft zu Lasten nicht beteiligter Dritter gehen und daß
deshalb ein Recht zur Teilnahme gefordert werden müsse (z.B. Bohnet 1997, 17ff.). Hier
wurde bewußt ein Beispiel gewählt, in dem die Freiwilligkeit der Teilnahme dazu führt, daß
nicht interessierte Dritte begünstigt werden, was analog die Forderung nach einer Teilnahme-
pflicht nach sich zöge.

Die Überlegungen zur Lösung eines Verteilungskonfliktes durch die vier Verfahren
führten also zu folgenden Ergebnissen:

1. Bei der Hierarchie wird das Ergebnis nur vom Eigeninteresse des Entscheidungszen-
trums beeinflußt. Unter Wohlfahrts- und Verteilungsgesichtspunkten wünschenswerte
Lösungen werden nur zufällig erreicht.

2. Bei der direkten Demokratie hängt das Ergebnis von der Verteilung der Wähler über
die Standorte, bzw. allgemeiner über die Interessenspositionen, ab. Es kommt nur auf
die Anzahl der Personen an, nicht auf das Ausmaß der jeweiligen Kosten oder Nutzen.
Die Mehrheitsentscheidung kann weder Wohlfahrtsmaximierung, noch Verteilungsge-
rechtigkeit sicherstellen.

3. Bei der repräsentativen Demokratie hängt das Ergebnis außerdem ab von der Vertei-
lung der Wähler über die Regierungs- und Oppositionsparteien. Wiederum kommt es
nur auf die Anzahl der Wähler an, nicht auf die Intensität der jeweiligen Interessen.
Auch das Repräsentativsystem garantiert weder Wohlfahrtsmaximierung noch Vertei-
lungsgerechtigkeit.

4. Bei der Verhandlung gehen in die Entscheidung dagegen die Präferenzintensitäten
ein, d.h. die Höhe von Kosten und Nutzen pro Person spielt eine Rolle. Die Einstim-
migkeit als Entscheidungsregel zwingt zur Kompensation derer, die durch eine Ent-
scheidung schlechter gestellt würden als beim Status quo. Eigeninteresse und Kompen-
sation führen zur Wohlfahrtsmaximierung: man verteilt den größten Kuchen. Die Ver-
handlung sichert aufgrund des Einstimmigkeitserfordernisses eine größere Nähe zur
Verteilungsgerechtigkeit als Abstimmungs- und Wahlverfahren.
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4 Die Bearbeitung von Überzeugungskonflikten

4.1 Der Konflikt

Umweltprobleme unterscheiden sich im Grad der Unsicherheit über die möglichen Fol-
gen einer umweltrelevanten Planung. Wenn es um die Beseitigung bzw. Verminderung schon
eingetretener Schäden geht, wie etwa bei der Altlastensanierung oder bei der Frage der Minde-
rung der Schäden aus alten Techniken (z.B. Kraftfahrzeug- oder Industrieabgase), dann be-
steht im Prinzip Sicherheit über die bisher eingetretenen Lasten und Nutzen aus einem um-
weltrelevanten Verhalten oder einer Technik. Wenn es um mögliche zukünftige Nutzen oder
Lasten von umweltrelevanten Projekten geht, ist grundsätzlich von Unsicherheit auszugehen.
Handelt es sich um Projekte, die mit im Prinzip bekannten Techniken arbeiten, sind auch die
Folgen im Prinzip bekannt, es läßt sich also eine Risikoeinschätzung vornehmen. Handelt es
sich jedoch um gänzlich neue Technologien oder Umweltnutzungen, dann sind Risikoaussa-
gen zunächst unmöglich, es ist also von Ungewißheit auszugehen.

Je höher das Ausmaß der Unsicherheit ist, desto schwieriger dürfte es für die Kon-
fliktbeteiligten sein, eine sachangemessene Konfliktlösung zu finden. Dies liegt zum einen
(trivialerweise) daran, daß keine sichere Informationsbasis für die zu treffende Entscheidung
vorliegt. Zum andern werden in einer Situation hoher Unsicherheit oft Interessen- oder Wert-
konflikte von Überzeugungskonflikten überlagert. Interessengegensätze können hinter kogni-
tiven Differenzen „versteckt“ werden, denn subjektive Wahrscheinlichkeitseinschätzungen
über ungewisse zukünftige Ereignisse können nur schwer entkräftet werden. Im folgenden
Beispiel sollen solche Interessenkonflikte jedoch ausgeklammert werden, es geht nur um die
Bearbeitung von Einschätzungsdifferenzen, d.h. um den Umgang mit unterschiedlichen Über-
zeugungen bezüglich subjektiver Wahrscheinlichkeiten.

In einem Kollektiv, z.B. einem Staat, soll eine Entscheidung über die Einführung einer
umweltrelevanten Technologie, z.B. über die gentechnische Manipulation von Nahrungsmit-
teln, getroffen werden. Der Staat kann die Technologie zulassen oder verbieten. Die Techno-
logie hat positive und negative Potentiale. Die positiven Folgewirkungen könnten z.B. in der
Lösung bestimmter Ernährungsprobleme, in der verbessertes Haltbarkeit der Nahrungsmittel
oder in einer Verbilligung der Herstellung bestehen. Die negativen Folgewirkungen könnten
etwa der unerwünschte Gentransfer oder Gesundheitsschäden bei der Konsumption sein. Über
den Eintritt der negativen und positiven Potentiale besteht Unsicherheit.

Die Aktualisierung des negativen bzw. positiven Potentials der Technologie soll der
Einfachkeit halber zu einem Ereignis zusammengefaßt werden. Tritt das Ereignis ein, ensteht
ein gesellschaftlicher Nutzen in Höhe von N, tritt es nicht ein, entstehen gesellschaftliche Ko-
sten in Höhe von K. Es gibt bereits einige Erfahrungen mit der fraglichen Technologie in an-
deren Staaten und Versuchsergebnisse. Auf dieser Basis läßt sich im Prinzip eine Wahr-
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scheinlichkeit p des Ereignisses berechnen, die dem "wahren" p umso näher kommt, je voll-
ständiger und korrekter die verfügbaren Informationen berücksichtigt werden. Wir haben es
also nicht mit einer Situation völliger Ungewißheit, sondern mit einer Risikosituation zu tun.
Der gesellschaftliche Erwartungsnutzen E der Technologie ist E = pN + (1-p)K. Das wahre p
kann nur über eine aufwendige Technikfolgenabschätzung ermittelt werden, es ist nicht all-
gemein bekannt. Der Konflikt über die Einführung der Technologie resultiert daraus, daß die
Gesellschaftsmitglieder unterschiedliche Überzeugungen über die Höhe von p haben. In Ta-
belle 3 werden nun wieder beispielhaft einige Annahmen über die wahren und die von ver-
schiedenen Personengruppen erwarteten individuellen und kollektiven Nutzen der Technolo-
gie gemacht.

• Die Folgen der Technologie sind ein öffentliches Gut/Übel, das sich über alle Mitglieder
des Kollektivs gleichmäßig verteilt22. Aktualisiert sich das positive Potential, wird ein
Nutzen von n = 2 pro Person erzielt, aktualisiert sich des negative Potential, entstehen
Kosten von K = -3 für jede Person (Spalten 3 und 4). Das wahre p lautet 0.4. Daraus er-
gibt sich ein individueller Erwartungsnutzen von e = -1 (Spalte 5).

• In der Gesellschaft lassen sich nach der Überzeugung über p drei Gruppen unterschei-
den: Die Befürworter glauben, daß der individuelle Erwartungsnutzen positiv ist (e > 0).
Sie gehen von p = 0.9 aus, mit e = 1,5. Die Gegner vermuten einen negativen individu-
ellen Erwartungsnutzen (e < 0). Sie nehmen an, daß p = 0.3 ist, mit e = -1,5. Die Neu-
tralen schließlich rechnen mit einen Erwartungnutzen von e = 0. Ihre Annahme über die
Eintrittswahrscheinlichkeit des positiven Ereignisses ist 0.6 (Spalte 7).

• Die Gruppe der Befürworter umfaßt 3.000 Personen, die der Gegner 2.000 Personen.
Für weder negativ noch positiv betroffen halten sich 5.000 Personen (Spalte 2).

• Da sich Nutzen und Kosten der Technologie gleichmäßig verteilen, erwarten die Befür-
worter einen kollektiven Nutzen von 15.000 (für die eigene Gruppe ergibt sich daraus
4.500), die Gegner einen kollektiven Schaden von ebenfalls 15.000 (für die eigene
Gruppe sind das 3.000), die Neutralen einen kollektiven Nutzen von Null (Spalte 8).

• In den Spalten 9 und 10 wird die Verteilung der Regierungs- und der Oppositionswähler
über die drei Überzeugungsgruppen angegeben. Die Regierung kann sich insgesamt auf
eine Mehrheit von 60% stützen. Im Fall 1 wird wieder die Annahme gemacht, daß die
Wähler sich gleich verteilen, in Fall 2 sind die Befürworter überwiegend Regierungs-
wähler (90%), die Gegner überwiegend Oppositionswähler (90%).

                                                          
22 Diese Annahme ist unrealistisch. In den meisten Fällen dürfte es Nutznießer der Technologie geben und sol-

che, die durch sie zu Schaden kommen. Es kommt hier aber darauf an, die Unsicherheitsproblematik von der
Verteilungsproblematik analytisch zu trennen. Ein Verteilungskonflikt wurde ja oben schon behandelt.



Tabelle 3: Kosten- und Nutzenerwartungen bei Überzeugungsdifferenzen

Personengruppe

Anzahl maximaler
Nutzen

p.c.

maximale
Kosten

p.c.

"wahrer"
Erwartungs
-nutzen
p = 0.4
p.c.

"wahrer"
Erwartungs-
nutzen
p = 0.4
gesamt

vermuteter
Erwartungs-
nutzen

p.c.

vermuteter
Erwartungs-
nutzen
- eigene Gruppe
- gesamt

Wähler der
- Regierung
- Opposition

Fall 1

Wähler der
- Regierung
- Opposition

Fall 2

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Befürworter
p = 0.9

3.000 2 -
 3

-
1

-
3.000

1.5 4.50
0

15.000

1.80
0

1.200

2.70
0

300

Gegner
p = 0.3

2.000 2 -
 3

-
1

-
2.000

-
1.5

-
3.000

- 15.000

1.20
0

800

200
1.800

Neutrale
p = 0.6

5.000 2 -
 3

-
1

-
5.000

0 0
0

3.00
0

2.000

3.10
0

1.900

gesamt 10.000 -
 -

-
 -

-
-

-
10.000

-
-

0 6.00
0

4.000

6.00
0

4.000
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Der wahre kollektive Erwartungswert beträgt -10.000 (Spalte 6). Es handelt sich also
um eine gesellschaftlich schädliche Technologie, die nicht zugelassen werden sollte. Sachan-
gemessen wäre eine Entscheidung gegen die Technologie. Welche Ergebnisse werden die vier
Verfahren nun erbringen, wenn man von den hier unterstellten Überzeugungen ausgeht? Zu-
nächst kann festgehalten werden, daß die Annahme der Gemeinwohlorientierung der Akteure
hier nicht notwendig zum sachangemessenen Ergebnis führt. In diesem Konfliktszenario führt
die Orientierung am eigenen Nutzen zu demselben Ergebnis wie die Orientierung am kollekti-
ven Nutzen - Verteilungsfragen wurden ja ausgeklammert. Was für das Individuum gut ist, ist
auch fürs Kollektiv gut. Welche Positionen die Akteure einnehmen und welche Entscheidung
getroffen wird, hängt nur von der Überzeugung bezüglich p ab. Wenn die Entscheidungsträger
eine falsche Überzeugung haben, werden sie die falsche Entscheidung treffen. Um eine
sachangemessene Entscheidung zu erreichen, müßte man von gemeinwohlorientierten Ent-
scheidungsträgern zusätzlich fordern, daß sie eine - im Rahmen des Möglichen - vollständige
Informationssammlung und angemessene Verarbeitung vornehmen. Dann wären die Ergebnis-
se allerdings wieder tautologisch.

4.2 Die Verfahrensergebnisse

Unter den gegebenen Annahmen lassen sich die Ergebnisse ganz analog zum Vertei-
lungskonflikt ermitteln. Das braucht hier nicht im einzelnen wiederholt zu werden. Bei der
Hierarchie hängt das Ergebnis ab von der Überzeugung des Diktators über p. Bei der direkten
Demokratie ergibt sich eine Mehrheit für die Einführung der Technologie. Bei der repräsenta-
tiven Demokratie gibt es im Fall 1 zwei Gleichgewichte: Entweder ist die Regierung für die
Technologie und die Opposition dagegen, oder die Regierung ist dagegen und die Opposition
dafür. Welches der beiden Gleichgewichte verwirklicht wird, wird in der Praxis davon abhän-
gen, welche Seite sich zuerst auf eine Position festlegt. Ist es die Regierung, wird die Tech-
nologie zugelassen, ist es die Opposition, wird sie nicht zugelassen. Im Fall 2 gibt es nur ein
Gleichgewicht: die Regierung wird die Technologie zulassen, die Opposition wird sich dage-
gen aussprechen. Bei der Verhandlung zwischen den Vertretern der Befürworter, der Gegner
und der Neutralen wird sich ein einstimmiges Ergebnis nur erzielen lassen, wenn ein Kom-
pensationsversprechen gemacht wird. Einer Entscheidung gegen die Technologie werden die
Befürworter nur zustimmen, wenn sie für ihren vermuteten Nutzenentgang von 4.500 ent-
schädigt werden. Die Gegner werden bei einer Entscheidung für die Technologie eine Kom-
pensation ihres vermuteten Schadens von 3.000 verlangen. Die Neutralen werden zu keiner
Kompensation bereit sein, da sie in jedem Fall eine Nutzenerwartung von Null haben. Die
maximale Kompensationsbereitschaft der Gegner ist 3.000. Das reicht nicht aus, um die Be-
fürworter zu entschädigen. Die maximale Kompensationsbereitschaft der Befürworter ist
4.500. Damit könnten die Gegner kompensiert werden. Die Verhandlung wird also zur Zulas-
sung der Technologie führen. Das sachangemessene Ergebnis wäre aber das Verbot der Tech-
nologie.
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Doch wären die Befürworter wirklich zu einem solchen Kompensationsversprechen, das
einer Haftungsregelung entspricht, bereit? Immerhin besteht auch in ihren Augen eine kleine
Wahrscheinlichkeit (0.1), daß das negative Potential der Technologie aktualisiert wird. In die-
sem Fall würde den Befürwortern ein Schaden von 9.000 entstehen. Dazu kämen die Kosten
durch die Kompensation der Gegner (6.000). Rationale Individuen werden in dieser Situation
einen Anreiz verspüren, die eigene Überzeugung bezüglich p zu überprüfen. Damit sind wir
bei der für die Bearbeitung von Überzeugungskonflikten eigentlich spannenden Frage ange-
langt: Welche Anreize gibt es für die Entscheidungsträger, das wahre p herauszufinden und
ggf. die eigene Überzeugung zu korrigieren? Sind diese Anreize bei allen Verfahren gleich
oder gibt es Verfahren, durch die eine Annäherung an das wahre p eher gewährleistet wird?

Zunächst stellt sich die Frage, warum eine Person ein bestimmtes p glaubt. Hier sind
zwei Fälle zu unterscheiden. Erstens kann p auf der Basis der bisher verarbeiteten Informatio-
nen geglaubt werden. Vom wahren p wird dieses "rational geglaubte p" abweichen, wenn kei-
ne vollständigen Informationen vorlagen und/oder wenn die vorliegenden Informationen feh-
lerhaft verarbeitet wurden. Die Korrektur eines rational geglaubten p erfordert verstärkte und
verbesserte Informationssammlung und -verarbeitung und verursacht dementsprechend Ko-
sten. Zweitens kann ein p aufgrund der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Ideologie (z.B
Fortschrittsgläubigkeit oder Fortschrittsfeindlichkeit) oder Gruppe (Verband, Partei, soziales
Umfeld) geglaubt werden. Dieses "fundamental geglaubte p" wird von der Ideologie präfor-
miert oder von der Gruppe übernommen. Das fundamental geglaubte p ist zunächst kosten-
günstiger zu "erwerben" als ein rational geglaubtes, da aufwendige Informationsbeschaffung
nicht nötig ist. Die Korrektur eines solchen p ist jedoch teurer. Über die Kosten der Informati-
onsbeschaffung und -verarbeitung hinaus verursacht eine Korrektur auch affektive Kosten:
mit der Aufgabe eines fundamental geglaubten p ist Identitätsverlust verbunden. Bei funda-
mental geglaubtem p ist also mit geringerer Flexibilität bezüglich der Überzeugung über p zu
rechnen. Die Informationswahrnehmung, -beschaffung und -verarbeitung wird selektiv erfol-
gen: Informationen, die das fundamental geglaubte p bestätigen, werden eher zur herangezo-
gen als solche, die ihm entgegenstehen. Bei rational geglaubtem p werden Selektivitäten da-
gegen nur durch Zufallsprozesse bei der Beschaffung der Informationen entstehen23.

Bisher wurde nicht geklärt, was unter dem Begriff des "wahren p" zu verstehen ist. Da
es sich um die Einführung einer (relativ) neuen Technologie handelt, existiert keine logisch
gegebene objektiven Häufigkeit. Ein absolut wahres p gibt es deshalb nicht. Die Wahrschein-
lichkeit p kann nur auf der Basis der bisherigen Erfahrungen ermittelt werden. Dieses "relativ
wahre" p ist dann erreicht, wenn alle, für die Beurteilung der Technologie relevanten, verfüg-
baren und empirisch validen Daten berücksichtigt und in einen korrekten logischen Zusam-
menhang gebracht wurden. Die Ermittlung des wahren p stellt also an die Entscheidungsträger
folgende Anforderungen: vollständige, nicht-selektive Informationssammlung bzw.

                                                          
23 In beiden Fällen wird die Annahme perfekter Rationalität aufgegeben: Im ersten Fall, indem die Möglich-

keit fehlerhafter Informationsverarbeitung eingeräumt wird; im zweiten Fall wird die Rationalität durch
die Gruppenidentität beschränkt.
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-produktion, Prüfung der Validität empirischer Behauptungen und Prüfung der logischen Kor-
rektheit von Argumenten. Wenn etwa eine Behauptung lautet: "In Land X hat die Technologie
zu negativen Folgen geführt. Deshalb sollte sie nicht eingesetzt werden", dann muß festge-
stellt werden, daß diese Folgerung nicht korrekt ist und bei der Ermittlung des wahren p nicht
weiterhelfen kann. Oder es gibt die zwei Informationen (1) und (2), (1) Eine Studie hat erge-
ben: "In den Ländern 1 bis 20 wurde die Technologie eingesetzt, in den Ländern 1 bis 8 hat sie
ihr positives Potential aktualisiert, in den Ländern 9 bis 20 das negative Potential. Deshalb
sollte die Technologie nicht eingesetzt werden". (2) "Bei einem Feldversuch kam es in je 50%
der Fälle zu den negativen bzw. positiven Konsequenzen. Zulassung oder Nicht-Zulassung der
Technologie haben äquivalente Folgen." Hier muß nun geprüft werden, welche der beiden
empirischen Behauptungen glaubwürdiger und/oder für die Entscheidung bedeutender ist.
Diese Prüfung scheint bei unserem radikal vereinfachten Beispiel recht einfach zu sein, in der
Praxis ist die Beurteilung einer Technologie jedoch eine höchst komplexe Aufgabe. Sich ein
Urteil über das wahre p zu bilden, verursacht hohen finanziellen und zeitlichen Aufwand und
verlangt spezifische Fähigkeiten.

Welchen Anreiz haben nun die Entscheidungträger in den vier Verfahren diesen auf-
wendigen Prozess der Ermittlung des wahren p durchzuführen? Was ist der Nutzen der Kor-
rektur von p? Und wo liegen die Grenzen für die Aktivitäten zur Informationsbeschaffung und
-verarbeitung? Grundsätzlich hat jeder Entscheidungsträger einen Anreiz, das wahre p zu er-
mitteln, um keine Fehlentscheidung zu treffen. Eine fehlerhafte Annahme über p kann zu un-
erwartetem Schaden oder entgangenem Nutzen führen. Die Größe des Anreizes hängt einer-
seits von der Höhe des für die Entscheidungsträger maximal entstehenden Nutzens bzw. des
zu erwartenden Schadens ab, andererseits von den Kosten der Informationsbeschaffung und
verarbeitung. Diese Anreize unterscheiden sich für die Entscheidungsträger in den verschie-
denen Verfahren.

Die Kosten der Korrektur von p ergeben sich aus den Informationskosten und aus den
oben erwähnten affektiven Kosten, die bei fundamental geglaubtem p entstehen. Die Informa-
tionskosten umfassen die Kosten der Produktion von relevanten Informationen (z.B. wissen-
schaftliche Studien, Medienbeiträge, Flugblätter und Positionspapiere) und die Kosten ihrer
"Konsumption". Der Konsument oder Auftraggeber bezahlt einen Preis für die Information
(Gutachterkosten, Zeitungspreis, TV-Gebühr), der auch Null sein kann. Darüberhinaus kostet
die Verarbeitung Zeit und verursacht eine gewisse intellektuelle Mühe. Der Aufwand zur Ver-
arbeitung derselben Information wird je nach Vorwissen und Fähigkeit der Individuen unter-
schiedlich ausfallen. Es gibt billige und teure Informationen, wobei die Kosten der Produktion
und der Konsumption korrelieren dürften: Die Erstellung wissenschaftlicher Gutachten über p
ist teuer, ihre Verarbeitung ist zeitaufwendig, mühsam und setzt meist Spezialkenntnisse vor-
aus. Die Äußerung von Meinungen zu p in den Medien oder in Flugblättern ist vergleichswei-
se billig, deren Lektüre und Verarbeitung geht rasch und setzt wenig voraus.
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Information hat eine Eigenschaft, die öffentliche Güter charakterisiert: die Nicht-
Rivalität des Konsums. Eine einmal produzierte und veröffentlichte Information kann von
vielen gleichzeitig genutzt werden24. Diese Eigenschaft macht die zentrale Produktion und
Verarbeitung von Information vorteilhaft. Wenn das Ergebnis dieses Prozesses veröffentlicht
wird, können alle es mit geringem individuellem Zeitaufwand nutzen. Dies verlangt kollektive
Finanzierung der Produktion und Verarbeitung, wobei aber den Einzelnen nur ein kleiner Teil
trifft. Die Delegation der Informationsaktivitäten, z.B. an den Diktator oder an ein Verhand-
lungsgremium, ist also kollektiv billiger. Sie erfordert aber seitens der Informationsnutzer
Vertrauen in die (bzw. Kontrolle der) Arbeit derer, an die die Informationsproduktion und
-verarbeitung delegiert wurde. Die Bündelung dieser Funktion ist riskant, weil eine geringere
Fehlerkontrolle und eine geringere Kontrolle von Selektivität stattfindet.

In unserem Beispiel ist der Nutzen der Informationsbeschaffung für alle betroffenen In-
dividuen gleich, da sich potentieller Schaden (3 pro Person) und potentieller Nutzen (2) gleich
verteilen. Für einen eigennützig handelnden Diktator oder einen Wähler in der direkten oder
repräsentativen Demokratie ergibt sich daraus eine maximale Bereitschaft von 5, in Informati-
onsbeschaffung und -verarbeitung zu investieren. Die eigennützig an der Zahl der Wähler-
stimmen interessierte Regierung hat diesen Anreiz nicht, da der Nutzen der Wähler in ihrem
Kalkül nicht vorkommt. Eine am Gemeinwohl orientierte öffentliche Verwaltung oder Regie-
rung hätte dagegen eine erheblich höhere Investitionsbereitschaft als die Individuen, da sich
der kollektive Nutzen der Informationsinvestition aus der Summe der individuellen Nutzen
ergibt (50.000). Ein solcher Bündelungseffekt ergibt sich auch bei der Verhandlungslösung.
Für die Verhandlungsführer der drei Gruppen Gegner, Befürworter und Neutrale bildet ja der
für die Gruppe insgesamt durch Information erzielbare Nutzen (10.000, 15.000, 25.000) die
Grenze für die Informationsaktiviäten.

Der Nutzen der Informationsaktivitäten wird aber auch durch den jeweiligen Einfluß der
Entscheidungsträgers auf die Entscheidung bestimmt. Während der Diktator bzw. die Regie-
rung die Entscheidung alleine trifft (also vollständige Ergebniskontrolle hat), ist der Entschei-
dungseinfluß der Wähler in der direkten oder repräsentativen Demokratie gering. Der Nutzen
der Informationsbeschaffung hängt für die Wähler immer auch von den Informationsaktivitä-
ten der anderen Wähler ab. Damit verringert sich der Anreiz, sich umfassend zu informieren.
Bei der Verhandlungslösung ist der Einfluß der Verhandlungsführer auf die Entscheidung
zwar kleiner als beim Diktator, aber deutlich größer als beim Wähler, da sie ja über ein Veto
verfügen.

Aus diesen Überlegungen lassen sich für die vier Entscheidungsverfahren einige Folge-
rungen ziehen:

                                                          
24 Allerdings gilt Ausschließbarkeit: Information kann geheimgehalten oder gegen einen Preis verkauft wer-

den.
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(1) Hierarchie

Ein gemeinwohlorientierter Diktator mit rational geglaubtem p wird eine große Bereit-
schaft zur Investition in Informationsammlung und -verarbeitung haben, da für das Kollektiv
viel auf dem Spiel steht. Da er die alleinige Entscheidung trifft, wird das Ergebnis seiner In-
formationsaktivitäten die Entscheidung determinieren. Er wird im Rahmen des Möglichen ei-
ne vollständige Informationssammlung und-verarbeitung durchführen und deshalb die kollek-
tiv richtige Entscheidung treffen. Die zentrale Informationsbeschaffung hält außerdem die
kollektiven Kosten niedrig. Ist der Diktator jedoch eigennützig, hat er keinen Anreiz zu einer
umfassenden Informationsverarbeitung, da sein persönlicher Nutzen daraus gering ist. Er wird
sich lediglich im Rahmen seiner eigenen Kosten/Nutzenerwartung informieren, was nicht ga-
rantiert, daß er zum wahren p findet und die kollektiv wünschenswerte Entscheidung trifft.
Glaubt der Diktator p aus fundamentalen Gründen, so wird er selektiv Information sammeln
und verarbeiten. Hier wirkt sich die Delegation der Informationsfunktion negativ aus. Unab-
hängig von Eigennutz oder Gemeinwohlorientierung gibt es in dieser Situation keine Garantie
für die sachangemessene Entscheidung.

(2) Direkte Demokratie

Die Wähler in der direkten Demokratie haben keinen großen persönlichen Schaden oder
Nutzen aus der Entscheidung über die Technologie. Darüber hinaus hat ihre Stimme auch nur
einen vernachlässigbar geringen Einfluß auf das Ergebnis. Sie haben also nur einen geringen
Anreiz, sich zu informieren. Sie dürften billige Informationen bevorzugen, wie sie in der öf-
fentlichen Debatte in den Medien angeboten wird. Sie werden auch keine systematische In-
formationssammlung anstreben. Die Auswahl der Informationen, die der Einzelne seiner Ent-
scheidung zugrundelegt, dürfte bei den Wählern mit rational geglaubtem p überwiegend ein
Ergebnis eines Zufallsprozesses sein, bei solchen mit fundamental geglaubtem p zumindest
teilweise das Ergebnis von selektiver Informationswahrnehmung und -verarbeitung. Beim
einzelnen Wähler entsteht also keine systematische und vollständige Informationssynopse,
sein p wird sich höchstens zufällig dem wahren p annähern. Die Abstimmung aggregiert die
Ergebnisse der Informationsprozesse bei den Individuen. Daß sie regelmäßig zu einer Mehr-
heit für die sachangemessene Entscheidung führt, ist nicht zu erwarten.

(3) Repräsentative Demokratie

In der repräsentativen Demokratie werden sich die Wähler genauso verhalten wie in der
direkten Demokratie. Die Regierung selbst wird sich nicht über p informieren, sondern über
die Meinungsbildungsprozesse bei den Wählern - sie interessiert sich annahmegemäß ja nur
für ihre Stimmverluste oder -gewinne. Sie wird dann aufgrund der sich neu ergebenden
Stimmverteilung entscheiden. Ebensowenig wie bei der direkten Demokratie wird auf diese
Weise systematisch das wahre p ermittelt und die richtige Entscheidung getroffen werden.
Dies könnte nur eine gemeinwohlorientierte und nicht-fundamentale Regierung gewährleisten.
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Wenn die richtige Entscheidung von der Mehrheitsmeinung abweicht, müßte sie dann aller-
dings mit Stimmeneinbußen rechnen.

Reale Regierungen in der realen repräsentativen Demokratie entsprechen natürlich dem
hier benutzten Modell nur bedingt. Sie reagieren nicht nur auf die Stimmverteilung, sondern
haben auch andere Ziele, die sich aus der Programmatik ihrer Partei ergeben und die auch
Gemeinwohlvorstellungen umfassen. Reale Regierungen können aber ebenso wie Individuen
fundamental geglaubte Überzeugungen über p haben. Und sie haben häufig einen Spielraum,
die Entscheidung gemäß dem eigenen p zu treffen, ohne die Stimmverteilung zu berücksichti-
gen müssen: z.B. wenn sie über eine ausreichende Mehrheit verfügen oder am Anfang einer
Legislaturperiode. Die reale repräsentative Demokratie entspricht als "Diktatur auf Zeit" eher
einer Mischung zwischen den hier aus analytischen Gründen getrennten Modellen Hierarchie
und repräsentative Demokratie.

(4) Verhandlung / Diskurs

Korrekterweise sollte hier nicht weiter von Verhandlung, sondern von Diskursverfahren
gesprochen werden, da es bei der Entscheidung über die Technologie und der Suche nach dem
wahrem p nicht um ein Verhandeln über Kosten und Nutzen, sondern um einen Argumentati-
onsprozess geht. Der Einheitlichkeit halber soll jedoch das bisherige Etikett Verhandlung bei-
behalten werden. Die Verhandlungsführer vertreten jeweils ein größeres Kollektiv mit einer
entsprechend großen aggregierten Kosten/Nutzenerwartung. Sie werden deshalb eine deutlich
größere Bereitschaft als die Individuen haben, in die Sammlung und Verarbeitung von Infor-
mationen über p zu investieren25. Außerdem haben sie einen hohen Entscheidungseinfluß.
Dieser höhere Anreiz und die Bündelung der Informationssammlung und -verarbeitung im
Verhandlungsgremium macht eine weitgehend vollständige und systematische Behandlung
der Frage unter Kostengesichtspunkten möglich und wahrscheinlich. Auch teure Informatio-
nen können er- und verarbeitet werden. Selektivität durch Zufallsprozesse bei der Informati-
onssammlung kann weitgehend ausgeschlossen werden.

Auch der Selektivität, die bei Einzelnen aufgrund eines fundamental geglaubten p ent-
steht, kann in der Verhandlung zumindest entgegengesteuert werden. Das liegt erstens daran,
daß alle Verhandlungsteilnehmer ihre Argumente für ihr eigenes p einbringen. Selektivität
wird dadurch aber nur dann vollständig aufgehoben, wenn alle Überzeugungen bezüglich p
auch durch einen Repräsentanten in der Verhandlung vertreten sind. Zweitens entsteht da-
durch, daß gegensätzliche Positionen im Verhandlungsgremium vertreten sind, eine größere
Kontrolle bei der Verarbeitung von Informationen als in der Medienöffentlichkeit, die die
Grundlage für die Meinungsbildung in der direkten und repräsentativen Demokratie bildet.
Selektive Informationswahrnehmung und fehlerhafte Verarbeitung beim Einzelnen wird ja vor
dem Gang zur Wahlkabine durch keine Instanz korrigiert. Ähnlich wie bei der wissenschaftli-

                                                          
25 Das kann man sich z.B. so vorstellen, daß sie für ihre Informationsaktivitäten von der vertretenen Gruppe

bezahlt oder von Teilen der Gruppe dabei aktiv unterstützt werden.
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chen Wissensproduktion sollte es dagegen im Verhandlungsgremium möglich sein, die empi-
rische Validität von Behauptungen zu prüfen und Argumente in einen logisch korrekten Zu-
sammenhang zu bringen. Das setzt allerdings voraus, daß im Diskurs nach den Spielregeln der
Wissenschaft verfahren wird. In einem solchen Diskurs sollte es zumindest gelingen, daß die-
jenigen, die von einem rational geglaubten p ausgehen, sich im Rahmen des Möglichen an das
wahre p annähern.

Ob das für die fundamental Überzeugten auch gilt, kann bezweifelt werden. Ebenso
verhält es sich mit persönlich Interessierten, wenn es in einem Konflikt nicht nur um Über-
zeugungen über p, sondern auch um ein Verteilungsproblem geht. Eine weitere Gefahr bei der
Verhandlung besteht darin, daß Lernprozesse, die die Verhandlungsführer im Diskurs machen,
von den Vertretenen nicht mitvollzogen werden. Der Diskurs garantiert nicht, daß jedermann
vom wahren p überzeugt werden kann. Eine Kompensationsforderung und eine drohende Ent-
schädigungspflicht im Fall einer Fehlentscheidung sollte jedoch auch für diese Gruppen den
Anreiz erhöhen, das wahre p zu finden. Generell wird auch in Verhandlungs- und Diskursver-
fahren die richtige Entscheidung nicht systematisch gewährleistet sein. Die genannten Argu-
mente lassen es jedoch plausibel erscheinen, daß in der Verhandlung die Chance dafür größer
ist als in den anderen Verfahren.

Die Überlegungen zur Bearbeitung eines Überzeugungskonflikts erbringen die folgen-
den Ergebnisse:

1.  Bei Unsicherheit und Konflikt über die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Ereignisses
reicht die Gemeinwohlorientierung der Entscheidungsträger nicht aus, um die kollektiv
richtige Entscheidung zu treffen. Um dieses Ziel zuerreichen, muß zusätzlich von den
Entscheidungsträgern rationale Erwartungsbildung gefordert werden.

2.  Bei der Hierarchie hängt das Ergebnis davon ab, ob der Diktator gemeinwohlorien-
tiert oder eigenützig ist und ob er seine Erwartungen rational bildet oder nicht.

3.  In der direkten und der repräsentativen Demokratie hängt die Entscheidung ab vom
Ergebnis der Meinungsbildungsprozesse der einzelnen Wähler. Fehlende Anreize zur
Informationssammlung und -verarbeitung und fehlende Kontrolle der Meinungsbildung
des Einzelnen in der öffentlichen Diskussion machen die Meinungsbildung i.d.R. defizi-
ent.

4.  Bei Verhandlungen sind die Chancen größer, die sachangemessene Entscheidung zu
treffen: Die Bündelungsfunktion und der hohe Entscheidungseinfluß der Verhandlungs-
führer erhöht die Anreize und die Möglichkeiten zu vollständiger Informationsbeschaf-
fung und -verarbeitung. Selektivitäten können im geregelten Diskurs aufgehoben wer-
den und Kompensationsdrohungen (Haftungsregelungen) erhöhen für alle Betroffenen
den Anreiz, die korrekte Eintrittswahrscheinlichkeit zu suchen und damit die richtige
Entscheidung zu treffen.
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5 Fazit

Als Ergebnis läßt sich zunächst festhalten: Das Potential der vier Verfahren, ein Wohl-
fahrtsoptimum, Verteilungsgerechtigkeit und Sachangemessenheit zu erreichen, variiert er-
heblich mit den Annahmen über die zu lösenden Konflikte, die Entscheidungsträger und die
Verfahren. Die Bearbeitung eines Überzeugungskonflikts bei Unsicherheit führt zu anderen
Problemen und Ergebnissen als die Lösung eines Verteilungskonflikts. Die Ergebnisse sind
nicht allgemein, sondern hängen von der konkreten Konfliktstruktur ab: Welche Betroffenen-
gruppen oder Überzeugungen gibts es? In welcher Höhe entstehen ihnen Kosten und Nutzen?
Wie verteilen sich die Wähler von Regierungs- und Oppositionsparteien über diese Gruppen?
usw. Die Ergebnisse unterscheiden sich außerdem danach, ob Gemeinwohlorientierung oder
eigennützige Motivation, rationale oder nicht rationale Erwartungsbildung der Entschei-
dungsträger vorausgesetzt wird. Die Verfahrensregeln wurden hier nicht variiert, doch haben
natürlich auch sie Einfluß auf die Ergebnisse.

Dennoch schneidet die Verhandlungslösung bei diesen modellhaften Überlegungen ten-
denziell besser ab als die anderen drei Verfahren. Diese Vorteile sind auf folgende Eigen-
schaften des Verfahrens zurückzuführen:

• Das Konsensprinzip zwingt die Verhandlungsteilnehmer, sich auf eine Lösung zu ei-
nigen, wenn sie nicht auf die Realisierung des Kooperationsgewinns verzichten wol-
len.

• In der Verhandlung ist der Ausdruck von Präferenzintensitäten möglich. Anders als
bei den Abstimmungsverfahren spielt also nicht nur die Zahl der negativ oder positiv
Betroffenen eine Rolle, sondern auch die Höhe der ihnen jeweils entstehenden Ko-
sten oder Nutzen.

• Konsensprinzip und Ausdruck von Präferenzintensität ermöglichen die Realisierung
von Kompensationslösungen, die für größere Verteilungsgerechtigkeit sorgen.

• Die Bündelung von Interessen durch Repräsentation in der Verhandlung erhöht die
Anreize und Möglichkeiten für eine vollständige und sachangemessene Informati-
onsverarbeitung.

• Folgt das Verfahren den Regeln eines wissenschaftlichen Diskurses, so ist damit eine
größere Kontrolle argumentativer Selektivität und fehlerhafter Argumentation ver-
bunden als bei den anderen Verfahren.

Im Verlauf der Analyse wurden jedoch auch einige Schwächen der kooperativen Lösung ge-
streift:

• Wenn nicht garantiert ist, daß tatsächlich alle Betroffenengruppen im Verfahren ver-
treten sind, können unerwünschte Effekte eintreten: Die Beteiligten können ein Er-
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gebnis zu Lasten Dritter beschließen; Dritte können sich zu Lasten der Verhandeln-
den ausschließen; Selektivität bleibt bestehen, solange bestimmte Überzeugungen
nicht vertreten sind.

• Im Gegensatz zur repräsentativen Demokratie ist bei der Verhandlung nicht klar ge-
regelt, nach welchem Prinzip die Vertreter bestimmt werden. In der Praxis werden
die verschiedensten Modelle realisiert. Die Legitimation der Vertreter ist nicht ge-
währleistet.

• Das Konsensprinzip zwingt zwar im Prinzip zur Einigung. In der Praxis kann es al-
lerdings nicht garantieren, daß eine Lösung gefunden wird. Die Kumulierung von
Vetopositionen bei großen Verhandlungsrunden kann zum Scheitern der Verhand-
lungen (mit Verlust des Kooperationsgewinns) oder zu sehr langwierigen Verhand-
lungen führen.

• Verhandlungen sind nicht strategisch robust: In der Realität sind die eigenen Präfe-
renzen private Information der Verhandlungsteilnehmer. Die strategische Über- oder
Untertreibung der eigenen Präferenzen führt zur Abweichung von der wohlfahrtsma-
ximierenden Lösung26.

Diese Liste der möglichen Schwächen ist nicht vollständig - in Abschnitt 4 wurden eini-
ge weitere Probleme benannt. Die hier durchgeführte theoretische Analyse führt zu einer Be-
tonung der positiven Potentiale. Ob die kooperativen Verfahren diese Potentiale in der Praxis
realisieren können, ist eine empirische Frage. Dazu werden über Einzelfallstudien hinausge-
hende vergleichende Untersuchungen benötigt, die mehrere Verfahrenstypen einbeziehen. Für
eine umfassende Bewertung der Verfahren sind außerdem die anderen in Abschnitt 4 ange-
sprochenen Leistungskriterien von Bedeutung. Die Evaluation mit diesen Kriterien erfordert
ebenfalls systematische empirische Analysen.

                                                          
26 Myerson/Satterthwaite 1983 haben nachgewiesen, daß bei unvollständiger Information kein Verhand-

lungsmechanismus existiert, der eine effiziente Lösung garantieren kann.
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